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Vorblatt 


Änderung des Einkommensteuergesetzes § 10 

(Antrag der Abgeordneten Ott, Stücklen, Gewandt, 
Dr. Kreile, Dr. Warnke, Niegel, Höcherl, von Bockel- 
berg und Genossen) 


A. Problem 

Selbständige können Vermögensbildung bisher nur in Form der 
klassischen Sonder-Ausgaben außerhalb ihres Betriebes be- 
treiben. 


B. Lösung 

Es erscheint angebracht, im Interesse der Vermögensbildung im 
eigenen Betrieb anstelle von bisherigen Sonderausgabeformen 
eine neue innerhalb des eigenen Betriebes unter bestimmten 
Auflagen einzuführen. 


C. Alternativen 

sind nicht gegeben. 


D. Kosten 

Da bei der Wahl dieser neuen Sonderausgabenform von anderen 
bisherigen Formen kein Gebrauch gemacht werden kann, ent- 
steht keine finanzielle Belastung. 
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Antrag 

der Abgeordneten Ott, Stücklen, Gewandt, Dr. Kreile, Dr. 
Warnke, Niegel, Höcherl, von Bockeiberg und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265) wird wie folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Aufwendungen" 
durch das Wort „Beträge" ersetzt. 

bb) In Ziffer 2 wird folgender Buchstabe c 
angefügt: 

„c) bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Gewerbebetrieb und aus selbständi- 
ger Arbeit auf Grund ordnungsmäßi- 
ger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
nach § 5 ermitteln, die Summe der 
nichtentnommenen Gewinne, soweit 
diese in der Bilanz in einer Rücklage 
ausgewiesen werden; diese Rücklage 
ist im achten Jahre nach ihrer Bil- 
dung aufzulösen." 

cc) Die beiden Sätze hinter Ziffer 9 erhalten 
folgende Fassung: 

„Voraussetzung für die Abzugsfähigkeit 
der in Ziffer 2 Buchstaben a und b und 
Ziffer 3 bezeichneten Aufwendungen ist, 
daß sie weder unmittelbar noch mittelbar 


in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
der Aufnahme eines Kredits stehen. Das 
gilt nicht, soweit die in Ziffer 2 Buch- 
staben a und b und Ziffer 3 bezeichneten 
Beträge nach Ablauf von fünf Jahren seit 
Vertragsabschluß in der beim Abschluß 
des Vertrages ursprünglich vereinbarten 
Höhe laufend und gleichbleibend gelei- 
stet werden." 

b) In Absatz 2 wird folgende Ziffer 2 eingefügt: 

„2. wenn in einem Jahr während des Be- 
stehens einer Rücklage für den nichtent- 
nommenen Gewinn (Absatz 1 Ziffer 2 
Buchstabe c) die Summe der Entnahmen 
die Summe der Gewinne aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und 
aus selbständiger Arbeit übersteigt; in 
diesem Falle ist der übersteigende Betrag 
(Mehrentnahme) bis zur Höhe der Rück- 
lage dem Einkommen im Jahr der Mehr- 
entnahme zum Zweck der Nadiversteue- 
rung hinzuzurechnen und die Rücklage 
um diesen Betrag aufzulösen." 

Die bisherige Ziffer 2 wird Ziffer 3. 

c) In Absatz 3 wird folgende Ziffer 3 angefügt: 

„3. Für die Sonderausgaben im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziffer 2 Buchstabe c erhöhen sich 
die in Ziffer 2 festgesetzten Höchstbe- 
träge um 1600 DM, wenn für das Jahr der 
Veranlagung weder der Steuerpflichtige 
noch sein Ehegatte noch ein Kind, das zu 
Beginn des Kalenderjahres das 17. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hatte oder 
in diesem Kalenderjahr lebend geboren 
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wurde, Sparprämien nach dem Spar-Prä- 
miengesetz oder Wohnungsbauprämien 
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
in Anspruch nimmt." 

2. In § 10 a Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Worten 
„vom Hundert der" die Worte „um eine Rücklage 
nach § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe c verminder- 
ten" eingefügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 29. April 1970 


Ott 

Stücklen 
Gewandt 
Dr. Kreile 
Dr. Wamke 
Niegel 
Höcherl 
von Bodtelberg 
Dr. Becher (Pullach) 
Dasch 
Ehnes 

Erhard (Bad Schwalbadi) 
Dr. Franz 
Dr. Fuchs 


Geisenhofer 
Gerlach (Obemau) 
Gierenstein 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Dr. Jaeger 
Dr. Jobst 
Dr. Kempfier 
Kiechle 
Dr. Kley 
Krammig 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Meister 


Frau Pieser 
Dr. Probst 
Rainer 

Riedel (Frankfurt) 

Dr. Riedl (München) 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schulhoff 

Dr. Schulze- Vorberg 
Unertl 

Wagner (Günzburg) 
Weigl 
Ziegler 


Begründung 


Die bisherige Form der Sonderausgaben führt in 
einer Reihe von Fällen bei mittelständischen Klein- 
betrieben zu dem Ergebnis, daß diese im Interesse 
der persönlichen Sicherung Aufwendungen tätigen, 
dafür Mittel aus dem Gewinn ihres Betriebs ent- 
nehmen und gleichzeitig für Investitionszwecke 
Fremdmittel ihrem Betrieb zuführen müssen. Dabei 
ist in einer Vielzahl von Fällen der Betrieb die Vor- 
aussetzung für die Erhaltung der Existenz und für 
die Sicherung im Alter. Es erscheint deshalb ange- 
bracht, den gleichen Betrag im Betrieb zu belassen, 
welchen der Betriebsinhaber für klassische Sonder- 
ausgaben außerhalb des Betriebs im Interesse seiner 
persönlichen Sicherung ausgibt. Wenn ein Unter- 
nehmer den Betrag in seinem Betrieb beläßt, wel- 
chen ein anderer aus seinem Einkommen für klas- 
sische Sonderausgaben ausgeben kann, dann ist es 
gerechtfertigt, diese nicht verbrauchten Einkom- 
mensteile steuerlich genauso zu begünstigen wie bei 
einem anderen, welcher auf die gleiche Weise außer- 


halb seines Betriebsvermögens Vermögen bildet 
oder für seine Sicherheit im Alters- oder Krankheits- 
fälle Sonderausgaben tätigt. 

Mit anderen Worten: Dieser Gesetzentwurf will für 
den mittelständischen Kleinunternehmer eine heute 
zeitgemäße Form der bisher klassischen Sonderaus- 
gaben schaffen. 

Steuerausfälle ergeben sich nicht, denn es wird nicht 
eine zusätzliche Form von Sonderausgaben geschaf- 
fen, sondern nur eine andere Form im Rahmen der 
bisher gesetzlich festgelegten Höchstbeträge, die an 
sich bereits gering genug sind, um im Rahmen des 
eigenen Betriebs die Vermögensbildung zu ermög- 
lichen. Auch die Hinzunahme des Betrages von 
1600 DM zu dieser Vermögensrücklage ist keine 
Bevorzugung, denn auch hier bestünde die Möglich- 
keit zur Inanspruchnahme von Wohnungsbau- oder 
Sparprämien. 


2 



